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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Die Bestimmungen des neuen Datenschutzgesetzes werden sowohl für den Bund als
auch für Private gelten, hingegen aus Gründen der kantonalen Autonomie der
Verwaltungsorganisation nicht für die Kantone und Gemeinden. Eine Motion Salvioni
(fdp, TI) für die Schaffung einer Verfassungsgrundlage, welche es dem Bund erlauben
würde, allgemein gültige Datenschutzregeln aufzustellen, lehnte der Nationalrat auf
Antrag des Bundesrates ab. Der Vorsteher des EJPD gab dabei zu bedenken, dass vom
neuen Bundesgesetz eine Nachahmungs- und Harmonisierungswirkung auf die Kantone
erwartet werde und deshalb eine Verfassungs- und anschliessende Gesetzesrevision
nur zu Verzögerungen führen würde. Eine Kommissionsmotion für die Erarbeitung von
Datenschutzregeln für den Telekommunikationsbereich wurde hingegen überwiesen
(Mo. 91.032). 1

MOTION
DATUM: 21.06.1991
HANS HIRTER

Innere Sicherheit

Bundesrat Koller setzte Ende Februar eine Expertenkommission für die Ausarbeitung
eines Waffengesetzes ein. Diese konnte noch im Berichtsjahr ihren Entwurf abliefern.
Der Nationalrat überwies eine im Vorjahr vom Ständerat gutgeheissene Motion Salvioni
(fdp, TI) für die rasche Vorlage eines Gesetzes über den Waffenhandel ebenfalls. Der
Bundesrat verlängerte das Ende 1991 beschlossene absolute Waffenerwerbs- und
-tragverbot für Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien um weitere zwei Jahre bis
Ende 1996. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.12.1994
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die wachsende Beanspruchung durch internationale Treffen auf Ministerebene diente
den beiden Freisinnigen Rhinow (fdp, BL) und Petitpierre (fdp, GE) als Hauptargument
für ihre im März eingereichten parlamentarischen Vorstösse für eine
Regierungsreform. Im Nationalrat wurde das Anliegen als Motion der freisinnigen
Fraktion eingebracht, im Ständerat als parlamentarische Initiative Rhinow. In Form
einer allgemeinen Anregung werden darin folgende drei Modelle in den Vordergrund
gestellt: entweder die Schaffung von Staatssekretären oder eine grössere Zahl von
Bundesräten mit einem verstärkten Präsidium oder eine Regierung, welche aus einem
kleinen Führungskollegium und zusätzlichen Ministern für bestimmte Fachbereiche
gebildet wird. Noch bevor der Bundesrat seine eigenen Reformvorschläge vorlegen
konnte (siehe unten), beschloss der Ständerat, dieser Initiative Folge zu geben und eine
Kommission mit der Uberprüfung der Vorschläge Rhinows zu beauftragen. Die
Volkskammer, in der auch eine Motion Kühne (cvp, SG) zur Erhöhung der Anzahl der
Mitglieder des Bundesrats hängig ist, befasste sich noch nicht mit dem Vorstoss. Mit
der Überweisung von zwei gleichlautenden Postulaten von Ständerat Gadient (svp, GR)
und der SVP-Fraktion beauftragte das Parlament zudem den Bundesrat, einen Bericht
über mögliche Reformen zur Verbesserung der Führungsstrukturen auf allen Ebenen
der Bundesverwaltung vorzulegen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.1990
HANS HIRTER

Ein Entscheid über eine grundlegende Reform des Regierungssystems darf nach Ansicht
des Bundesrates jedoch erst gefällt werden, wenn Klarheit über die zukünftige Stellung
der Schweiz in den europäischen Institutionen herrscht. Nach der guten Aufnahme der
Vorstösse Petitpierre und Rhinow im Parlament und dem bescheidenen Echo, das sein
eigenes Paket mit Sofortmassnahmen ausgelöst hatte, gab der Bundesrat die
Einsetzung einer Expertenkommission unter der Leitung des Staatsrechtlers
Eichenberger bekannt. Diese soll das gesamte Regierungs- und Rechtssetzungssystem
unter Berücksichtigung der neuen politischen Herausforderungen analysieren, die
Landesregierung bei der Behandlung der parlamentarischen Vorstösse für eine
Regierungs- und Verwaltungsreform beraten und Vorschläge für eine Weiterführung

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.11.1990
HANS HIRTER

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



der organisatorischen Reformen machen. 4

Der Nationalrat überwies die im Vorjahr von Petitpierre (fdp, GE) und Ständerat Rhinow
(fdp, BL) formulierte und von der freisinnigen Fraktion eingereichte Motion für eine
Regierungsreform. Gleichzeitig stimmte er einer Motion Kühne (cvp, SG) zu, welche
eine Erhöhung der Anzahl der Bundesratsmitglieder und eine Verstärkung der
Führungs- und Koordinationskompetenzen des Bundespräsidenten verlangt. Der
Bundesrat empfahl die Umwandlung in Postulate und sprach sich namentlich gegen
eine Heraufsetzung der Zahl der Bundesräte aus. Er zeigte sich weiterhin davon
überzeugt, dass im heutigen Zeitpunkt auf eine grundlegende Regierungsreform oder
auch nur auf die Vergrösserung des Bundesrates verzichtet werden kann. Insbesondere
mit der von ihm vorgeschlagenen Aufwertung der Generalsekretariate der
Departemente und dem Einsatz von Titularstaatssekretären für internationale
Verhandlungen würden die Voraussetzungen für eine effiziente Regierungstätigkeit
wesentlich verbessert. Mit diesen Argumenten vermochte er freilich nicht zu
überzeugen. Gegen die Überweisung in Motionsform sprach sich lediglich die SVP-
Fraktion aus, welche für eine Konzentration auf die Reform der departementalen
Führungs- und Organisationsstrukturen plädierte. 5

MOTION
DATUM: 12.11.1991
HANS HIRTER

Eigentlich wäre nun nur noch eine Differenzbereinigung für den Beschluss A
(Organisation der Departemente) möglich gewesen. Der Ständerat wollte jedoch an den
zusätzlichen Staatssekretären zur Entlastung des Bundesrates festhalten. Er folgte
deshalb dem Antrag seiner Kommission, die Vorlage wieder zu einem einzigen Beschluss
zu vereinigen. Dies erlaubte es, den vom Nationalrat zuerst abgetrennten und dann
abgelehnten Beschluss B (Staatssekretäre) wieder in die Beratung zu ziehen. Bei der
Bereinigung der Wahlformel für die Staatssekretäre stimmte der Rat einem von
Petitpierre (fdp, GE) vorgeschlagenen Kompromiss zu: im Organisationsgesetz
übernahm er die Formel des Nationalrats für eine fakultative Bestätigung, im
Geschäftsverkehrsgesetz hielt er aber fest, dass diejenigen Sekretäre, welche die
Regierung vor dem Parlament vertreten, durch das Parlament - in globo - bestätigt
werden müssen. An seinem Entscheid, dass bei Abstimmungen im Bundesrat
Stimmenthaltung nicht zulässig sein solle, hielt er fest.

Gegen die Opposition von FP - welche ihre Referendumsdrohung wiederholte -, SVP
und LdU/EVP beschloss der Nationalrat auf die Vorlage wieder einzutreten. In Bezug
auf die Wahl der Staatssekretäre schloss er sich der kleinen Kammer an, eröffnete dem
Parlament aber die Möglichkeit, einzelne Namen aus der Liste zu streichen. In der
Frage, ob sich Bundesräte bei Abstimmungen im Kollegium der Stimme enthalten
dürfen, gab er hingegen dem Ständerat nach. Die bereinigte Vorlage fand auch die
Zustimmung des Ständerats. In der Schlussabstimmung sprachen sich 91 Nationalräte
für die Vorlage aus, 62 (v.a. aus FP, SVP und FDP) lehnten sie ab, während sich 23 (v.a.
aus der SP) der Stimme enthielten; in der kleinen Kammer lautete das
Stimmenverhältnis 40:2. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.10.1995
HANS HIRTER

Der Delegiertenrat der FDP gab zuhanden der Fraktion keine besondere Empfehlung für
eine der drei von den Kantonalsektionen eingereichten Kandidaturen ab, wünschte aber
einen Doppelvorschlag, womöglich mit einer Frau; auf die Bewerbung des nicht von
einer Kantonalsektion vorgeschlagenen und vor einem Wohnsitzwechsel auch nicht
wählbaren Petitpierre ging sie nicht ein. Die Fraktion hielt sich an diese Empfehlung
und nominierte am 3. März Pascal Couchepin und Christiane Langenberger. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.02.1998
HANS HIRTER

Die Bundesversammlung nahm die Ersatzwahl am 11. März vor. Die Fraktionen der SP
und der CVP legten sich nicht fest und gaben ihre Unterstützung für beide von der FDP-
Fraktion vorgeschlagenen Personen bekannt. Die Fraktion der Grünen teilte mit, dass
eine Mehrheit für Christiane Langenberger stimmen werde, eine Minderheit schlug den
dank seines Wohnsitzwechsels in letzter Minute wählbar gewordenen Gilles Petitpierre
vor. Im ersten Wahlgang lagen Langenberger und Couchepin mit je 66 Stimmen
gemeinsam an der Spitze, gefolgt von Claude Frey (61) und Gilles Petitpierre (40). Im
zweiten Wahlgang übernahm Couchepin mit 80 Stimmen die Spitze vor Langenberger
(67), Frey und Petitpierre. An dieser Reihenfolge änderte sich auch in den Wahlgängen
drei und vier nichts, wobei reglementsgemäss jeweils der Letztklassierte ausschied.

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 17.03.1998
HANS HIRTER
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Deren Stimmen teilten sich in den anschliessenden Wahlgängen etwa im Verhältnis zwei
zu eins auf Couchepin und Langenberger auf. Im entscheidenden fünften Wahlgang
wurde der Walliser Pascal Couchepin mit 146 Stimmen bei einem absoluten Mehr von
120 Stimmen gewählt; auf Christiane Langenberger entfielen 92 Stimmen. Bei der
Departementsverteilung ergaben sich keine Rochaden: kein Bisheriger meldete
Veränderungswünsche an und Couchepin übernahm von seinem Vorgänger das
Volkswirtschaftsdepartement. 8

Bundesverwaltung - Personal

Das stark angewachsene Budgetdefizit veranlasste den Bundesrat im November zu
Sofortmassnahmen in der Frage des Teuerungsausgleichs für das Bundespersonal. Er
beantragte einen dringlichen Bundesbeschluss, um bereits für das Budget 1994 ein
Abweichen vom vollen Ausgleich zu ermöglichen und den für 1994 auszubezahlenden
Teuerungsausgleich bei einer erwarteten Teuerung von 2,7% auf 1,7% festzusetzen.
Gegen den Widerstand der Sozialdemokraten Onken (TG) und Plattner (BS) sowie der
beiden Tessiner Vertreter Salvioni (fdp) und Morniroli (lega) fand dieser Antrag im
Ständerat Zustimmung. Auch im Nationalrat blieben die Sozialdemokraten mit ihrem
Nichteintretensantrag mit 106 zu 43 Stimmen in der Minderheit. Der Nationalrat wollte
vorerst noch weiter gehen, und den Bundesrat explizit dazu ermächtigen, auf hohen
Einkommensteilen keinen Teuerungsausgleich zu entrichten. Schliesslich fügte er sich
aber dem Ständerat, der damit argumentiert hatte, dass diese Option bereits mit der
durch ihn in den Beschluss eingeführten Bestimmung gewährleistet sei, dass soziale
Aspekte zu berücksichtigen seien. Gegen den Widerstand der Linken und der Lega
stimmten beide Räte der Dringlichkeitsklausel zu. Mit dem Verzicht auf den vollen
Ausgleich der Teuerung folgte der Bund dem Beispiel, das mehr als die Hälfte der
Kantone bereits 1992 gegeben hatten. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.1993
HANS HIRTER

Die kleine Kammer behandelte eine Motion Salvioni (fdp, TI) für die
Verbindlicherklärung der Weisungen des Bundesrats für die sprachproportionale
Besetzung von Verwaltungsstellen. Da die Forderung in den Zuständigkeitsbereich des
Bundesrates eingreift, überwies sie der Ständerat in der Form einer Empfehlung. Drei
Monate später verabschiedete er dann auch noch eine analoge Motion Comby (fdp, VS),
welche der Nationalrat im Vorjahr angenommen hatte. 10

MOTION
DATUM: 21.09.1994
HANS HIRTER

Parlamentsorganisation

Die Freisinnigen Rhinow (BL) und Petitpierre (GE) legten im März den beiden Kammern
zwei gleichlautende, in Form von allgemeinen Anregungen gehaltene parlamentarische
Initiativen für eine Fortsetzung der Parlamentsreform vor. Als konkrete Massnahmen
erwähnten sie darin namentlich die Beschleunigung des Rechtssetzungsverfahrens (z.B.
durch gemeinsame Vorberatung der Kommissionen beider Kammern), eine nach
Dringlichkeit gestaffelte Behandlung der Geschäfte und eine Verbesserung der
Arbeitsbedingungen der Abgeordneten, insbesondere durch die Zurverfügungstellung
von wissenschaftlichem und administrativem Hilfspersonal. Zusätzlich zu diesen eher
graduellen Veränderungen möchten die Initianten noch drei grundlegende Neuerungen
überprüft sehen: 1. Die Delegation von Entscheidungsbefugnissen an parlamentarische
Kommissionen bei zweitrangigen, nicht umstrittenen Geschäften, wobei im Plenum nur
noch die Schlussabstimmung durchgeführt würde; 2. die volle Entlöhnung für
diejenigen Parlamentsmitglieder, welche ihr Mandat im Vollamt ausüben wollen; 3. die
differenzierte Behandlung von gewissen Geschäften durch die beiden Ratskammern. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.09.1990
HANS HIRTER

Die mit diesem Vorstoss in engem Zusammenhang stehende parlamentarische Initiative
Zbinden (sp, AG) für eine substantielle Verbesserung der Bezüge der Parlamentarier,
um diese unabhängiger von wirtschaftlichen Tätigkeiten zu machen und ihnen die Mittel
zur Finanzierung von externen Aufträgen zu geben, fand ebenfalls keine Zustimmung.
Dabei wurde der Vorstoss von den Gegnern einerseits wegen der unmittelbar zuvor
verabschiedeten Initiative Petitpierre (fdp, GE) für eine umfassende Parlamentsreform
als überflüssig bezeichnet. Andererseits warnten sie aber auch vor Schritten, welche zu
einem Berufsparlament führen könnte. Die Widerstände gegen einen formalen
Abschied vom Milizparlament sind offenbar nach wie vor gross. Eine Untersuchung der
Politologen Riklin und Möckli hatte zwar ergeben, dass die Parlamentarier bereits heute

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.1990
HANS HIRTER
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durchschnittlich die Hälfte ihrer Arbeitszeit für ihr Mandat verwenden und dass ein
Drittel von ihnen effektiv Berufspolitiker sind. Trotzdem sprachen sich die befragten
Parlamentarier mit deutlicher Mehrheit gegen Rhinows und Petitpierres Vorschlag aus,
zwischen Voll- und Nebenamt wählen zu können. Das Parlament beschloss im weiteren,
die Taggeld-, Mahlzeiten- und Übernachtungsentschädigungen der Teuerung
anzupassen. 12

Nach der im Herbst 1990 erfolgten Überweisung der parlamentarischen Initiativen
Petitpierre (fdp, GE) und Rhinow (fdp, BL) für eine weitere Reform des Parlaments,
machten sich Kommissionen beider Räte unverzüglich an die Arbeit. Im Sinne einer
Arbeitsteilung befasste sich die Nationalratskommission mit der Parlamentsreform und
diejenige des Ständerates mit den ebenfalls im Vorjahr überwiesenen Vorstössen
Petitpierres und Rhinows für eine Regierungsreform.

Bereits im Mai konnte die Nationalratskommission ein erstes Paket von
Reformvorschlägen präsentieren. Dieses hat den Vorzug, rasch – d.h. ohne
Verfassungsänderungen – realisierbar zu sein und steht primär im Zeichen einer
Professionalisierung der Parlamentsarbeit. Die angestrebten Neuerungen betreffen
folgende fünf Bereiche: Permanenz und Kontinuität der parlamentarischen Tätigkeit,
Mitwirkung an der Aussenpolitik, Koordination beider Räte, Führung und Planung sowie
Arbeitsbedingungen der Parlamentarier. In einer zweiten, späteren Phase will sich die
Kommission namentlich mit der Delegation von Entscheidungskompetenzen in
Kommissionen, den Beziehungen des Parlaments zur Öffentlichkeit sowie Fragen,
welche sich möglicherweise aus einer grundlegenden Regierungsreform oder aus dem
europäischen Integrationsprozess ergeben, befassen.

Formal beantragte die Kommission eine Teilrevision des Geschäftsverkehrsgesetzes und
des Geschäftsreglements des Nationalrats, eine Teilrevision des
Entschädigungsgesetzes, die Schaffung eines neuen Bundesgesetzes über die
Infrastrukturkosten der Fraktionen und der Mitglieder der eidgenössischen Räte sowie
Bundesbeschlüsse zu den beiden letzterwähnten Gesetzen.

Damit das Parlament kontinuierlich arbeiten und die Sachkenntnisse seiner Mitglieder
besser nutzen kann, sollen ständige, regelmässig tagende Kommissionen geschaffen
werden, welche sämtliche Gebiete der Bundespolitik abdecken. Die nichtständigen
Kommissionen, welche bisher bei rund der Hälfte aller wichtigen
Gesetzgebungsarbeiten zum Zuge kamen, sollen nur noch ausnahmsweise gebildet
werden. Zur Unterstützung seiner Arbeit sollte das Parlament zudem auch
ausserparlamentarische Expertenkommissionen einsetzen können. Da sich mit der
wachsenden Bedeutung supranationaler Organisationen wie GATT oder EG die Grenzen
zwischen Innen- und Aussenpolitik immer mehr verwischen, soll der Einfluss des
Parlaments auf die Aussenpolitik vergrössert werden. Dabei möchte die Kommission die
verfassungsmässige Kompetenzordnung nicht antasten, sondern einen intensiven
Konsultationsprozess zwischen Parlament, Bundesrat und Verwaltung etablieren. Die
Planung und Koordination der Tätigkeiten der beiden Kammern soll vor allem durch
eine Aufwertung der 1984 geschaffenen Koordinationskonferenz verbessert werden;
zudem soll der Nationalrat seine beiden Führungsorgane, das Büro und die
Fraktionspräsidentenkonferenz zusammenlegen. Das Differenzbereinigungsverfahren
zwischen den beiden Ratskammern soll verkürzt werden, indem bereits nach zwei statt
nach drei Verhandlungsrunden eine Einigungskonferenz in Funktion tritt.

Da die Zeitnot der Ratsmitglieder ein wesentliches Hemmnis für die effiziente
Bewältigung der immer anspruchsvoller werdenden parlamentarischen Arbeit darstellt,
beantragte die Kommission eine massive Erhöhung der Entschädigungen. Die
vorgeschlagene Erhöhung des Grundbeitrags von 12'000 auf 80'000 Fr. und der
Sitzungsgelder von 300 auf 400 Fr. pro Tag (zusammen ca. 120'000 Fr./Jahr), Beiträge
an die Altersvorsorge und die Bezahlung einer Überbrückungshilfe beim Ausscheiden
aus dem Parlament würden es den Abgeordneten erlauben, sich voll auf ihr politisches
Mandat zu konzentrieren. Damit würden in der Schweiz ähnliche Verhältnisse
geschaffen wie in anderen Staaten, indem für die Parlamentarier die Ausübung einer
zusätzlichen Erwerbsarbeit nicht mehr notwendig, aber auch nicht verboten ist.

Die Kommission möchte ebenfalls die zur Verfügung gestellte Infrastruktur den
Verhältnissen, wie sie in anderen europäischen Ländern herrschen, anpassen. Neben
einem Ausbau der allgemeinen Parlamentsdienste – insbesondere die Einrichtung eines
eigenen Übersetzungsdienstes – schlug sie vor, jedem Ratsmitglied einen eigenen

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.05.1991
HANS HIRTER
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Arbeitsplatz sowie einen Kredit von jährlich 60'000 Fr. zur Einstellung von persönlichen
Mitarbeitern zur Verfügung zu stellen und den bereits bisher gewährten
Infrastrukturbeitrag von 18'000 auf 24'000 zu steigern. Bei einer Realisierung all dieser
Vorschläge würden die Kosten für das Parlament (inkl. Parlamentsdienste) von
gegenwärtig rund 30 auf 74 Mio Fr. pro Jahr steigen. 13

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die in den letzten Jahren einige Male festgestellte Praxis, dass Personen für das
Sammeln von Unterschriften für Initiativen und Referenden entschädigt worden sind
oder dass – wie z.B. bei den Referenden gegen die Parlamentsreform – gleich
Werbeagenturen mit der Unterschriftensammlung beauftragt wurden, veranlasste
Ständerat Petitpierre (fdp, GE) zur Einreichung einer Motion. Er forderte darin, dass wie
in Österreich Volksbegehren nur noch in bestimmten Büros (z.B. Gemeindeverwaltung)
unterzeichnet werden dürfen. Nachdem Bundeskanzler Couchepin auf den für 1993
angekündigten Entwurf für die Revision des Gesetzes über die politischen Rechte
verwiesen hatte, wandelte der Rat den Vorstoss in ein Postulat um. 14

MOTION
DATUM: 17.06.1992
HANS HIRTER

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Das Resultat für die Wahlen von 37 der 46 Ständeratssitze war von der Niederlage der
SP und dem schlechten Abschneiden der Frauen gekennzeichnet. In den Kantonen
Freiburg und Tessin erreichte im ersten Wahlgang überhaupt kein Kandidat das
absolute Mehr. Nach Durchführung eines zweiten Wahlganges in sieben Kantonen (AG,
BE, BS, FR, TG, TI, VS) stand der Sieg der Freisinnigen fest: Die FDP erlangte neu 18
Mandate (+4) und erreichte damit wieder das Niveau von 1931; die CVP verlor drei (neu:
16) und der SP verblieben nur noch drei (-2) Sitze. Überraschend gewann die Lega dei
Ticinesi einen Sitz. Bei den übrigen im Ständerat vertretenen Parteien (SVP, LP, LdU)
ergaben sich keine Verschiebungen. Vierzehn Sitze der kleinen Kammer wurden
erneuert (37,8%), wovon neun auf Rücktritte, einer auf die nachträgliche Besetzung des
Sitzes des im Frühjahr verstorbenen Max Affolter (fdp, SO) und vier auf Abwahlen
entfielen. Unter den Neugewählten waren auch sechs ehemalige Nationalräte (Willy
Loretan (fdp, AG), Gilles Petitpierre (fdp, GE), Gilbert Coutau (lp, GE), Kurt Schäle (fdp,
SH), Sergio Salvioni (fdp, TI) und Rolf Büttiker (fdp, SO)). Im Kanton Zürich konnte Monika
Weber (ldu) ihr Resultat von 1987 noch verbessern und plazierte sich mit über 195'000
Stimmen zum zweiten Mal an erster Stelle, währenddem es dem SP-Kandidaten Elmar
Ledergerber nicht gelang, Werner Vetterli (svp) trotz dessen relativ niedriger
Stimmenzahl vom dritten Platz zu verdrängen. In Bern verfehlte die auf Arthur
Hänsenberger nachfolgende Kandidatin der FDP, Christine Beerli, das absolute Mehr
um 2000 Stimmen und trat im zweiten Wahlgang mit Erfolg gegen Leni Robert (gp) an.
Überraschend war die Abwahl des CVP-Vertreters Xaver Reichmuth (seit 1983) in
Schwyz. Die übrigen nicht Wiedergewählten waren Yvette Jaggi (sp, VD) und die beiden
Tessiner Camillo Jelmini (cvp), der seinen Sitz an die Lega verlor, sowie Franco Masoni
(fdp). Der Frauenanteil verschlechterte sich mit nur noch vier Gewählten auf 8,7% (1987:
10,9%). 15

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

A plusieurs occasions, lors des sessions de mars et du mois de juin, les parlementaires
ont questionné le Conseil fédéral sur l'état d'avancement des négociations sur le traité
de l'EEE et ont réclamé une plus grande transparence de sa part. Le débat sur la
politique européenne de la Suisse s'est poursuivi lors de la session d'octobre par le
biais de différentes initiatives parlementaires. Ainsi, au Conseil national, malgré la
motion d'ordre Portmann (pdc, GR) demandant de reporter le débat sur la Suisse et
l'Europe après la conclusion du traité de l'EEE (rejetée de justesse par 65 voix contre
61), la triple initiative parlementaire Sager (udc, BE) (90.245) / Caccia (pdc, TI) (90.246))
/ Petitpierre (prd, GE) (90.247) et celle du conseiller national Jaeger (adi, SG) (90.262)
suscitèrent d'importantes discussions. La première propose une modification de la
Constitution fédérale en spécifiant que "la Confédération participe à la construction de
l'Europe" et qu"elle négocie avec la Communauté européenne les termes de sa

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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ANDRÉ MACH
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participation" (90.245-247) . Pour ses auteurs, elle devrait permettre une approche
européenne la plus large possible, pas uniquement limitée à la CE, et d'ouvrir un débat
public afin de sensibiliser l'opinion sur la question de l'intégration européenne. La
seconde initiative allait encore plus loin puisque elle proposait que le Conseil fédéral
ouvre des négociations en vue de l'adhésion de la Suisse à la CE (90.262). Les socialistes
ont demandé que l'initiative Jaeger soit renvoyée à la commission pour que la demande
d'adhésion soit assortie de conditions pour garantir l'acquis environnemental de la
Suisse et les droits démocratiques. Cette proposition a été largement rejetée. Les
socialistes et les indépendants se sont montrés les plus favorables à une demande
d'adhésion à la CE alors que les écologistes, l'UDC et le PA étaient les plus réticents;
quant aux partis radical et démocrate-chrétien, ils ont déclaré qu'ils préféraient
attendre la signature du traité de I'EEE avant d'envisager une autre forme de
rapprochement avec la CE. Après un long débat et faute de solution faisant l'unanimité
parmi les députés, les deux initiatives ont été renvoyées à la commission des affaires
étrangères pour un nouvel examen et seront traitées après la conclusion du traité de
l'EEE. 16

Entwicklungspolitik

Le Conseil des Etats a transmis un postulat Petitpierre (prd, GE) invitant le
gouvernement à renforcer son action en vue de réduire, puis de résoudre le problème
de l'endettement des pays en développement les plus pauvres. A cette fin, il est
notamment proposé que la Suisse s'engage sur le plan international pour la remise des
dettes multilatérales des pays fortement endettés, à condition que ceux-ci réalisent
des réformes économiques et sociales en faveur de leur population. 17

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 09.03.1995
LIONEL EPERON

Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

Face aux sommes que représente cet achat et à la contestation populaire que cela a
engendré, l'opposition, ou pour le moins la perplexité, vis-à-vis de l'acquisition du F/A-
18 s'est répandue jusque dans les Chambres. D'ailleurs, traduisant bien l'intérêt qu'a
suscité ce sujet contesté, les débats au Conseil des Etats ont été retransmis en direct à
la télévision, ce qui a constitué une première (Le taux d'écoute fut cependant très
faible). Les délibérations furent cependant sans surprise; les partis bourgeois, suivant la
proposition de la commission, défendirent l'achat des F/A-18 alors que les socialistes
et les indépendants se prononcèrent contre. Toutefois, quelques élus de droite se
montrèrent hésitants et certains s'opposèrent même à l'acquisition du nouvel avion de
combat. Malgré tout, après avoir repoussé des propositions de non-entrée en matière
de Plattner (ps, BS), Morniroli (Lega, TI) et Salvioni (prd, TI), la petite chambre a
facilement accepté le projet du Conseil fédéral. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.1992
SERGE TERRIBILINI

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Wettbewerbsfähigkeit

Beide Ratskammern berieten und verabschiedeten die Gesetzesrevision noch in der
Herbstsession. Die SP und die GP erklärten sich angesichts der drohenden Löcher in
der Bundeskasse grundsätzlich nicht bereit, einem Abbau der Finanzmarktsteuern ohne
vollständige Kompensation durch neue Einnahmen zuzustimmen. Gegen ihre
Opposition setzten sich aber sämtliche Anträge der Kommissionsmehrheit durch. In der
Detailberatung fand ebenfalls ein von der SP, der GP und einem Teil des LdU
unterstützter Antrag des Freisinnigen Salvioni (TI) keine Gnade, die Reform erst nach
der Verabschiedung von Massnahmen zur vollständigen Kompensation der erwarteten
Einnahmenausfälle in Kraft treten zu lassen. Nachdem sich der Ständerat den
Beschlüssen der Volkskammer angeschlossen hatte, hiess das Parlament die Revision in
den Schlussabstimmungen mit 105:54 resp. 28:4 Stimmen gut. 19
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Landwirtschaft

Agrarpolitik

Le Conseil fédéral a décidé, pour des raisons d'économies et d'efficience, de procéder
à une réorganisation dans le secteur de l'agriculture au sein du DFEP. Ainsi,
l'Administration des blés, organe jusque là indépendant, devrait intégrer l'OFAG, de
même qu'une partie de l'Administration des alcools. Pour leur part, les instituts de
recherche agricole devraient, dans les années qui viennent, être redimensionnés, ce
qui n'exclut pas certaines suppressions de postes. En particulier, l'OFAG a annoncé
qu'il envisageait de fermer la station de recherche de Liebefeld (BE), spécialisée en
chimie agricole et en hygiène de l'environnement, certains services pouvant être
déplacés (à Zurich notamment) ou privatisés. Cela a soulevé de nombreuses
protestations, provenant autant des milieux politiques et agricoles
qu'environnementaux. En fin d'année, J.-P. Delamuraz a tenté de se montrer rassurant
en déclarant que l'alarme avait été donnée un peu vite et que tous les scénarios
devaient être examinés. Pour sa part, le Conseil des États a transmis le postulat
Petitpierre (prd, GE) (92.3450) demandant que l'existence de la station de recherche
soit garantie. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.12.1992
SERGE TERRIBILINI

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Bereits in der Herbstsession stimmte der Nationalrat der Vorlage zu. Dabei setzte sich
die bürgerliche Mehrheit gegen die SP und die GP durch, welche angesichts der
drohenden Löcher in der Bundeskasse grundsätzlich nicht bereit waren, einem Abbau
der Finanzmarktsteuern ohne vollständige Kompensationen durch neue Einnahmen
zuzustimmen. Kurz darauf verabschiedete auch der Ständerat die Revision mit 24 zu 4
Stimmen, ohne eine Kompensation der Ausfälle zuzulassen. Ein von der SP, der GP und
einem Teil des LdU unterstützter Antrag Salvioni (fdp, TI), das Inkrafttreten
aufzuschieben, bis neue Einnahmen gefunden seien, hatte keine Chance. Daraufhin
beschloss der Parteivorstand der SP, gemeinsam mit dem Schweizerischen
Gewerkschaftsbund das Referendum gegen diesen Abbau der Stempelsteuern zu
ergreifen. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Les résultats d'une étude de faisabilité concernant Swissmétro ont été présentés.
Swissmétro consiste en des tunnels de 4,5 mètres de large à 40 mètre sous terre, dans
lesquels des rames en sustentation magnétique pourraient transporter 850 passagers à
une vitesse de 500 km/h. Il ressort de cette étude que le projet serait réalisable
rapidement (15 ans), aurait de faibles coûts d'exploitation, connaîtrait peu d'usure de
matériel, aurait une sécurité élevée, serait un mode de transport écologique et serait
économiquement avantageux pour la Suisse. Le coût du tronçon Genève-Saint-Gall a
été estimé à CHF 11 milliards, celui du réseau complet (Bâle-Bellinzone en plus) à CHF
25 milliards. Une société anonyme, sous la présidence du conseiller aux Etats Salvioni
(prd, TI) a été créée dans le but de développer cette technologie et d'obtenir une
concession. (Voir aussi ici.) 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 16.12.1991
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Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Mehrere Vorstösse befassten sich mit längerfristigen Massnahmen im
Hypothekarbereich. Als Postulate wurden auf Antrag des Bundesrates überwiesen: die
Motion Reimann (sp, BE) (Mo  90.778) für eine langfristige und damit stabilere
Finanzierung von Hypotheken (z.B. über Obligationen), die thematisch ähnlich
gerichteten Vorstösse Jaegers (ldu, SG) (Po 90.789) hinsichtlich der
Wohnbaufinanzierung über handelbare, grundpfandrechtlich gesicherte Wertpapiere
mit festem Zinssatz sowie Schüles (fdp, SH) (Mo 90.864) zur Schaffung gesetzlicher
Grundlagen zur Errichtung eines Marktes für Hypothekaranlagen, die Motion Meizoz (sp,
VD) (Mo 90.762) für eine Abkoppelung der Mietzinsen von den Hypothekarzinsen sowie
ein Postulat Salvioni (fdp, TI) (Po  90.761). 23

MOTION
DATUM: 21.03.1991
DIRK STROHMANN

Bodenrecht

Als erster stimmte der Nationalrat zu Beginn der Wintersession dem Vorschlag des
Bundesrats zu.Der Antrag auf völlige Aufhebung der Sperrfrist scheiterte, freilich nur
knapp, mit 99 gegen 90 Stimmen. Genau dafür sprach sich jedoch unterdessen der
Ständerat – auf Antrag seiner Kommission – aus, indem er den betreffenden
Bundesbeschluss deutlich mit 27 gegen elf Stimmen aufhob. Das Gesuch auf
Abschaffung auch des Beschlusses über die Pfandbelastungsgrenze wurde nach einer
engagierten Intervention Bundesrat Kollers zwar wieder zurückgezogen, doch kündigte
der Antragsteller Salvioni (fdp, TI) die Einreichung einer entsprechenden Motion an. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.1991
DIRK STROHMANN

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Der Ständerat erteilte nach ausgedehnten Vorarbeiten dem aus CVP-Kreisen lancierten
Modell einer Einheitsrente eine deutliche Absage und kehrte zum Splitting-Modell
zurück, verzichtete aber auf die im Vorschlag des Nationalrates enthaltene steilere
Rentenformel zugunsten der 1992 eingeführten geknickten Formel. Um Rentenverluste
bei den verwitweten IV- und Altersrentnerinnen und -rentnern zu vermeiden, soll bei
diesem Personenkreis ein 20-prozentiger Zuschlag zur Rente ausgerichtet werden,
allerdings höchstens bis zum Betrag der Maximalrente. Im Unterschied zum Nationalrat
beschloss die kleine Kammer zudem, vier Jahre nach Inkrafttreten der Revision auch
die altrechtlichen Renten in das neue System zu überführen. Damit soll die jahrelange
Parallelführung zweier Rentensysteme und die Ungleichbehandlung von Alt- und
Neurentnerinnen und -rentnern beseitigt werden.

Bereits zu Beginn der Debatte wurde deutlich, dass auch im Ständerat der
hauptsächlichste Diskussionspunkt die Heraufsetzung des Rentenalters der Frauen
sein würde. Zwei Rückweisungsanträge Onken (sp, TG) und Petitpierre (fdp, GE), welche
den Bundesrat beauftragen wollten, eine Ruhestandsrente einzuführen bzw. das
Rentenalter von der Beitragsdauer abhängig zu machen, wurden ebenso verworfen wie
der Antrag einer Kommissionsminderheit, das heutige Rentenalter beizubehalten.
Hingegen wurde ein Antrag Beerli (fdp, BE) / Cottier (cvp, FR) angenommen, wonach
während einer Übergangsfrist der Kürzungssatz für die Frauen beim Vorbezug von 6,8%
auf 3,4% halbiert werden soll. Ein Antrag Onken, die Vorlage in einen Rentenalter- und
einen Splitting-Teil aufzuschlüsseln, wurde mit 32:5 Stimmen deutlich abgelehnt. 25
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Krankenversicherung

Vom Ständerat wurde bedeutend mehr Widerstand erwartet, da hier die Opposition
der Kantone, die eine Verlagerung der Kosten zu ihren Ungunsten befürchteten, mehr
ins Gewicht fallen würde. Und tatsächlich fiel das Verdikt der kleinen Kammer eindeutig
aus. Während sie den Massnahmen gegen die Entsolidarisierung und den
Bundessubventionen deutlich zustimmte, lehnte sie die Plafonierung der Preise, Tarife
und Prämien ebenso klar ab. Die Plafonierung wurde mit 35:6 Stimmen abgelehnt: dafür
stimmten nur Onken (TG) und Piller (FR) von der SP, Delalay (VS) und Roth (JU) von der
CVP sowie Salvioni (TI) und Flückiger (JU) von der FDP. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.1991
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Urheberrecht

In einem Postulat bat Ständerat Petitpierre (fdp, GE) den Bundesrat zu prüfen,
inwiefern eine Erhebung von Urheberrechtsgebühren für die Aufführung von Werken,
die Allgemeingut geworden sind, unter der Bedingung ins Auge gefasst werden könnte,
dass die resultierende Entschädigung karitativen Zwecken zugute kommt. Konkret ging
es um den 1991 vom weltberühmten Geiger Lord Yehudi Menuhin ins Leben gerufenen
"Fonds Mozart" zur Finanzierung von Aktivitäten, die dazu bestimmt sind, das Leiden in
der Welt zu mindern und zu verhindern. In seiner Antwort verwies Bundesrat Koller
darauf, dass auch in anderen europäischen Ländern die Möglichkeit der Einführung
eines "domaine public payant" zugunsten der Allgemeinheit diskutiert werde. Er war
bereit, das Postulat entgegenzunehmen, worauf es diskussionslos überwiesen wurde. 27

POSTULAT
DATUM: 03.10.1994
MARIANNE BENTELI

Sprachen

Unter dem Eindruck der Volksabstimmung zum Kulturförderungsartikel, welche einmal
mehr einen Graben zwischen deutscher und welscher Schweiz offenbart hatte, geriet
dann aber die gesamte Vorlage ins Rutschen. Ständerat Iten (fdp, ZG) stellte den Antrag,
die Übung kurzerhand abzubrechen. Er warnte vor einem Abstimmungskampf, der
komplexe Sachverhalte vermitteln müsste und leicht irrationale Ängste schüren könnte,
und meinte, der heute fragile, aber immerhin bestehende Sprachfriede müsse
eindeutig vor eine generell zu ambitiös geratene Neufassung des Sprachenartikels
gesetzt werden. Zudem könne das ursprüngliche Anliegen, das zu den Revisionsarbeiten
geführt habe, nämlich der Schutz und die Besserstellung des Rätoromanischen auch
mit dem bestehenden Verfassungsartikel in die Tat umgesetzt werden. 

Aus Sorge, die Rätoromanen könnten sich durch eine Nullösung desavouiert fühlen,
brachten die beiden Romands Cavadini (lp, NE) und Petitpierre (fdp, GE) eine
Minimalvariante als weitere Kompromisslösung ein. Sie bezeichnet das Deutsche,
Französische, Italienische und Rätoromanische als Nationalsprachen der Schweiz und
gibt dem Bund die Möglichkeit, auf Begehren der betroffenen Kantone Massnahmen zur
Erhaltung des überlieferten Gebietes bedrohter sprachlicher Minderheiten zu
unterstützen. Die beiden Bündner Abgeordneten Cavelty (fdp) und Gadient (svp) stellten
den Zusatzantrag, das Rätoromanische sei wie im ursprünglichen Vorschlag des
Bundesrates zur Teilamtssprache zu erheben. Auf der Strecke blieb bei dieser
Minimallösung die Kompetenz des Bundes, allein oder in Zusammenarbeit mit den
Kantonen die Verständigung unter den Sprachgemeinschaften sowie den gegenseitigen
Austausch zu fördern. Auch die Aufnahme der Sprachenfreiheit in den
Grundrechtskatalog der Verfassung wurde fallengelassen. 

Aus Rücksicht auf die rätoromanische Minderheit des Landes wurde der Antrag Iten mit
14:17 Stimmen knapp abgelehnt. Der Vorschlag der Kommission, für den sich in der
Debatte nur noch deren Präsident Jagmetti (fdp, ZH) und der Thurgauer Onken (sp)
sowie Bundesrätin Dreifuss stark machten, unterlag mit 23:9 Stimmen klar gegenüber
der Minimalvariante Cavadini/Petitpierre/Cavelty/Gadient. 28
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Der Ständerat nahm eine 1993 vom Nationalrat teilweise überwiesene Motion Comby
(fdp, VS) an, welche verlangt, dass die Weisungen über die Vertretung der sprachlichen
Minderheiten in der Bundesverwaltung von 1983 näher auszuführen, zu ergänzen und
für verbindlich zu erklären seien. Da die Forderungen teilweise in den
Zuständigkeitsbereich des Bundesrates eingreifen, wurden zwei Motionen Salvioni (fdp,
TI), die eine gerechtere Vertretung der lateinischen Sprachgruppen in der allgemeinen
Bundesverwaltung sowie eine bessere Berücksichtigung dieser Sprachregionen bei der
Vergabe von Bundesaufträgen forderten, lediglich als Empfehlungen verabschiedet. 29

MOTION
DATUM: 21.09.1994
MARIANNE BENTELI

Medien

Presse

Aus wirtschaftlich-strategischen Gründen rückten das "Aargauer Tagblatt", das
"Zofinger Tagblatt" sowie das "Oltner Tagblatt" näher zusammen und beschlossen, auf
Anfang 1994 als "Mittelland-Zeitung" im überregionalen Bereich und im Inseratesektor
eng zusammenzuarbeiten. Innerhalb der Dreier-Gruppe erhält das Aargauer Tagblatt die
stärkste Stellung, da es in Zukunft den Mantel resp. den überregionalen Teil mit den
Rubriken Inland, Ausland, Wirtschaft und Sport produzieren wird. Die Synergieeffekte
sollen den drei Tageszeitungen, welche in Zukunft immer noch unter dem eigenen
Namen auftreten, zusammen aber eine Auflage von rund 100 000 Exemplaren erreichen
wollen, dazu verhelfen, langfristig die Eigenständigkeit zu sichern.

Unter argen Druck geriet erneut die rot-grüne Presse; die zürcherische "DAZ" und die
"Berner Tagwacht" konnten zwar genügend Neuabonnenten finden, um das Uberleben
zu sichern. Die "Solothurner AZ", welche schon 1991 vom bürgerlichen Verlagshaus
Dietschi übernommen worden war, überlebte jedoch nicht. Die im Mai lancierte
sozialdemokratische Wochenzeitung der Romandie, "Jet d'Encre", musste schon im
Dezember aus finanziellen Gründen wieder eingestellt werden.

Als Antwort auf die Mehrheitsbeteiligung Ringiers beim Berner "Bund" und die dadurch
entstandene Konkurrenzsituation unter Publicitaspartnern auf dem Inseratemarkt Bern
ergaben sich bei den Inseratekombis diverse Verschiebungen. Der bisherige
Inseratepool "Swiss Combi" (TA, BZ, LNN, La Suisse) wurde durch den neuen
Inserateverbund "Swiss Pool" (BaZ, LZ, SGT, 24 Heures, TG, TA, BZ) ersetzt, welcher
Anzeigen in einer Gesamtauflage von 820 000 Exemplaren ermöglicht und eine
Leserschaft von über 2 Mio erreicht. Zusätzlich entstand im westlichen Mittelland ein
Kleinverbund zwischen "Berner Zeitung", "Solothurner Zeitung" und "Bieler Tagblatt"
namens "Presse 99", der an den "Swiss Pool" angedockt werden kann. Ringier kündigte
daraufhin als Gegenmassnahme für 1994 einen eigenen Inserateverbund unter dem
Namen "Ringier Media Tools" an. Ebenso antworteten diverse Tageszeitungen der
Romandie (L'Express, L'Impartial, Le Nouvelliste, La Liberté, Le Quotidien jurassien, Le
Journal du Jura) mit der Gründung des "Romandie Combi" auf die neue
Herausforderung.

Bei der 1992 neu gegründeten, aus der Fusion des "Eco di Locarno" und "Il Dovere"
entstandenen Tageszeitung "La Regione" hatte die Berichterstattung über den
Mailänder Schmiergeldskandal sowie eine Stellungnahme Ständerat Salvionis (fdp, TI) zur
Stempelsteuer direkte Drohungen aus Bankenkreisen zur Folge; der verantwortliche
Redaktor wurde fristlos entlassen. Schon ein Jahr nach der Fusion "Politica nuova-
Libera Stampa" musste die einzige linke Tessiner Tageszeitung "Nuova libera Stampa"
ihr Erscheinen aus wirtschaftlichen Gründen wieder einstellen. Eine neue Konkurrenz
erhielten die bestehenden Tessiner Presseerzeugnisse durch die von Lega-Nationalrat
Maspoli lancierte Tageszeitung "L'altra notizia", die in einer Auflage von 35 000
Exemplaren gedruckt wird.

Die Curti Medien AG haben sich mit der National-Zeitung und Basler Nachrichten AG —
Herausgeberin der Basler Zeitung — zur drittgrössten Mediengruppe der Schweiz
zusammengeschlossen. Das Projekt für eine zweite Tageszeitung der Region Basel mit
dem Titel "Neue Zeitung (NeZ)" — geplant war die Herausgabe der neuen Zeitung ab
April in einer Auflage von 15 000 — kam mangels ausreichenden Kapitals nicht
zustande.

Auf dem hart umkämpften Pressemarkt Genf musste das Journal de Genève im
technischen Bereich Entlassungen vornehmen, um gegen seine Konkurrenten weiter
bestehen zu können. Mit ernsthaften Schwierigkeiten sah sich auch die "La Suisse"

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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MATTHIAS RINDERKNECHT

01.01.90 - 01.01.20 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



konfrontiert. Bis Ende des Berichtsjahres konnte noch keine Lösung zur langfristigen
Sanierung der Gesellschaft gefunden werden.

Wie in der Innerschweiz ein Jahr zuvor, haben auch im Kanton Jura die zwei
parteipolitisch gefärbten Regionalblätter, der seit 116 Jahren erscheinende freisinnige
"Démocrate" und das 120 Jahre alte christlichdemokratische "Le Pays", fusioniert, um
ab Juni des Berichtsjahres in neuer Aufmachung als "Quotidien jurassien" in einer
Anfangsauflage von 35 000 (spätere Normalauflage soll ca. 26 000 sein) zu
erscheinen. 30

1) AB NR, 1991, S. 1284; AB NR, 1991, S. 1285 f.
2) AB NR, 1994, S. 572; AS, 1994, S. 2996; Bund, 6.12.94; NZZ, 28.3. und 2.4.94
3) Amtl. Bull. StR, 1990, S. 657 ff.; Verhandl. B.vers., 1990, V, S. 56 (FDP) und 102 (Kühne). Siehe auch JdG, 14.3.90; NZZ,
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